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Tarifpolitik ist in der sozialen Marktwirtschaft der zentrale 
Hebel, um die Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen mit 
und im Sinne der Beschäftigten zu gestalten. Sie sorgt für 
die angemessene Beteiligung der Beschäftigten am ge-
sellschaftlich erwirtschafteten Wohlstand, sie verhindert 
Armutslöhne und schlechte Arbeitsbedingungen, entlas-
tet den Sozialstaat und ist ein leistungsfähiges Instru-
ment, um Krisen und Strukturwandel sozial ausgeglichen 
zu gestalten. 

Dabei geht es um viel mehr als Lohn und Gehalt: In Tarif-
bewegungen werden immer auch wesentliche Gerechtig-
keits- und Zukunftsfragen aufgerufen. Dieses Jahr haben 
wir für Zukunftstarifverträge über Investitionen, Beschäf-
tigung, Personalentwicklung und Qualifizierung ge-
kämpft. Damit können sich Betriebe und Unternehmen 
nun strategisch für die Herausforderungen der Transfor-
mation rüsten – ohne massenhaften Personalabbau. 

Mehr Tarifbindung bedeutet mehr soziale Gerechtigkeit. 
Weniger Tarifbindung führt hingegen zu einem Unterbie-
tungswettbewerb bei den Arbeitsbedingungen. 

Die Tarifautonomie ist ein wesentlicher Pfeiler für mehr De-
mokratie in der Arbeitswelt, erst sie ermöglicht Verhand-
lungen auf Augenhöhe. Nicht umsonst definiert der Ge-
setzgeber seit jeher das Streikrecht und die Tarifautonomie 
als Grundrechte. Gewerkschaftliche Tarifbewegungen le-
ben von Beteiligung, Diskussion und Solidarität, sie ver-
binden Beschäftigte. Die Tarifautonomie als Grundpfeiler 
der sozialen Marktwirtschaft funktioniert allerdings nur, 
wenn das Tarifsystem und die Tarifbindung eine ausrei-
chende Reichweite haben. Die Tarifbindung nimmt aber 
immer weiter ab, in allen Branchen und Regionen. Dass 
eine Stabilisierung dringend nötig ist, zeigt auch die ste-
tig wachsende Zahl von Geringverdiener*innen und Auf-
stocker*innen. Die IG Metall setzt sich mit Nachdruck da-
für ein, die Attraktivität von Tarifverträgen zu steigern. 
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Immer weniger Betriebe, immer weniger Beschäftigte:  
Die Tarifbindung nimmt seit 20 Jahren kontinuierlich ab.

Entwicklung der Tarifbindung in Deutschland 
Betriebe und Beschäftigte in Betrieben mit Tarifbindung, in Prozent 

Beschäftigte Betriebe
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Der Gesetzgeber kann dabei unterstützen. Eine Möglich-
keit: die Mitgliedschaft in den Tarif-Arbeitgeberverbän-
den privilegieren und die Mitgliedschaft in Nicht-Tarifträ-
gerverbänden reglementierten. Der Gesetzgeber könnte 
bestimmte tarifvertragliche Leistungen zudem für origi-
när tarifgebundene Unternehmen privilegieren, etwa bei 
Qualifizierungs-, Arbeitszeit- oder Altersteilzeitregelun-
gen. Mitgliedervorteilsregelungen sollten rechtlich abge-
sichert werden. Die IG Metall fordert die Möglichkeit für 
Gewerkschaftsmitglieder, ihren Gewerkschaftsbeitrag zu-
sätzlich zum Arbeitnehmer-Pauschbetrag steuerlich gel-
tend machen zu können. Auch Mitglieder, deren Einkom-
men so gering ist, dass kein Lohnsteuerabzug ausgelöst 
wird, sollten entlastet werden. 

Sogenannte tarifdispositive Klauseln bzw. Tariföffnungs-
klauseln in Gesetzen sollten so gestaltet werden, dass 
sie nur für originär tarifgebundene Unternehmen Anwen-
dung finden. Mit den aktuellen Regelungen ist es Arbeit-
geber*innen möglich, die Vorteile von Regelungen der 
Tarifparteien zu Tariföffnungsklauseln zu nutzen und ih-
ren Belegschaften Vorteile der Tarifbindung zu verwei-
gern. Die IG Metall fordert daher exklusive Tariföffnungs-
klauseln ausschließlich für originär tarifgebundene 
Arbeitgeber*innen. Damit würde das Rosinenpicken ver-
hindert und nur denjenigen arbeitsrechtliche Spielräu-
me eingeräumt, die sich Tarifverhandlungen stellen oder 
Mitglied im Arbeitgeberverband sind. 

Darüber hinaus gilt es, die Geltung und Bindung von Tarif-
verträgen zu stabilisieren und Tarifflucht zu erschweren. 
Die Tarifgeltung ließe sich unter anderem durch zwei Maß-
nahmen stärken: Gewerkschaften sollten ein Verbands-
klagerecht erhalten, um ihre Mitglieder auch stellvertre-
tend vor den Gerichten unterstützen zu können. Dabei 
geht es etwa um die Durchsetzung von Ausbildungsver-
gütungen. Vor allem aber muss der § 613a BGB endlich 
dahingehend angepasst werden, dass Tarifverträge bei 
Abspaltungen und Betriebsübergängen fortgelten.

Es bedarf einer Mitteilungspflicht des*der Arbeitgeber*in 
bei Austritt aus dem Arbeitgeberverband. Mit der Mittei-
lung endet die Friedenspflicht gegenüber diesem Betrieb. 
Auch um Blitzwechsel zu unterbinden, sobald unliebsame 
Verhandlungen anstehen. Eine Mitgliedschaft beinhaltet 
Leistungen und Pflichten – das sollte für Gewerkschafts-
mitglieder und Arbeitgeber*innen gleichermaßen gelten. 
Deshalb sollte auch der Leistungskatalog der Handwerks-
ordnung tarifpolitisch erweitert werden. Bei Innungen, die 
sich ihrer tarifpolitischen Aufgaben verweigern, gehört 
der Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts auf 
den Prüfstand. Kreishandwerkerschaften sollten ferner 
keine Leiharbeitsfirmen gründen dürfen. Dadurch wird die 
Tarifbindung im Handwerk unterlaufen. Der Gesetzgeber 
bleibt zudem aufgerufen, das Vergaberecht durch ein 
Bundestariftreuegesetz zu reformieren und bei Vergaben, 
Beteiligungen und Förderungen durch Bund und Länder 
auf tarifgebundene Unternehmen zu setzen. 

Die IG Metall fordert
▸ �die Attraktivität von Tarifverträgen zu steigern, u. a. durch 

▸ �tarifexklusive gesetzliche Öffnungsklauseln nur für
unmittelbar tarifgebundene Unternehmen

▸ �Privilegierung tarifvertraglicher Leistungen
▸ �steuerliche Geltendmachung von Gewerkschaftsbei-

trägen zusätzlich zum Arbeitnehmer-Pauschbetrag

▸ �die Geltung und Bindung von Tarifverträgen zu stärken,
u. a. durch
▸ �Fortgeltung bei Abspaltungen und Betriebs- 

übergängen (§ 613a BGB)
▸ �Mitteilungspflicht des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin

bei Austritt aus dem Arbeitgeberverband
▸ �Bundestariftreuegesetz
▸ �tarifpolitische Ergänzung des Leistungskatalogs

der Handwerksordnung
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Weiterführende Informationen:
Stand: Juni 2021

www.igmetall.de/wahl21




